[image: image1.png](Y )
‘ Rathausklub





Beschluss-(Resolutions-)antrag
der ÖVP-Gemeinderätinnen MMag. Dr. Gudrun KUGLER und DI Elisabeth OLISCHAR, eingebracht in der Sitzung des Wiener Gemeinderates am 28.06.2016 zu Post 1 der Tagesordnung (Spezialdebatte Umwelt und Wiener Stadtwerke)
betreffend Umsetzung des Prinzips Urban Mining in der Wiener Abfallwirtschaftspolitik.
Die Großstadt Wien produziert naturgemäß jährlich eine große Menge Abfall, die derzeit nur zum Teil einer Wiederverwertung zugeführt wird. Nationale und EU-weite Vorgaben und Richtlinien setzten als Ziel fest, dass auch in den Städten der natürliche Stoffkreislauf möglichst geschlossen werden soll. Dahinter steckt das Ziel, die endlichen Ressourcen für Produktion und Konsum so einzusetzen, um möglichst viele Alt- und Abfallstoffe wiederverwertbar zu machen. Das geschieht in Wien nur teilweise. So etwa entfallen in Wien nur 15,4 Tonnen gesammeltes Altglas auf jeden Einwohner, in Tirol sind es beispielsweise gesammelte 39,6 Tonnen. 

Noch immer wird ein großer Teil des Wiener Mülls verbrannt oder deponiert, die in dieser Art endbehandelten Abfallstoffe gehen damit für den geschlossenen Stoffkreislauf zum Großteil unwiederbringlich verloren. Das entspricht nicht den Maximen einer nachhaltigen Abfallwirtschaft und Umweltpolitik einer Umweltmusterstadt Wien. Auch die bisherigen Initiativen zur nachträglichen Mülltrennung nach der Müllsammlung haben nicht den gewünschten ausreichenden Erfolg gebracht. 
Um hier eine tatsächliche Trendwende herbei zu führen, bedarf es einer Neuorientierung der Abfallwirtschaftspolitik der Stadt Wien in Richtung des „Urban Mining“. Unter diesem Prinzip ist die Weichenstellung Richtung einer optimalen Wiederverwertung des in Wien anfallenden Mülls zu verstehen. Der Abfall wird im Rahmen dieses Zugangs nicht als zu entsorgender Müll, sondern als Rohstoffquelle angesehen. Es gilt daher nach diesem Konzept möglichst sämtliche Abfallbestandteile einer Wiederverwertung zuzuführen. Selbst Deponien sind unter diesen Gesichtspunkten als mögliche Rohstofflager zu sehen, die angesichts der sich anbahnenden weltweiten Rohstoffverknappung zu nutzen durchaus ein Zukunftsaspekt sein könnte. 
Die gefertigten Gemeinderätinnen stellen daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien folgenden 
Beschlussantrag:
Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich dafür aus, dass in die Überlegungen und der Praxis der Abfallwirtschaftspolitik Wien verstärkt das Prinzip des „Urban Mining“ verankert wird, um die Vorrausetzung dafür zu schaffen, dass die Kreislaufwirtschaft im Konsum- und Produktions- sowie Dienstleistungsbereich dieser Stadt zur Handlungsmaxime erhoben wird. 
In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.
Wien, 28.06.2016
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